
LINKE

Liebe Genossinnen, liebe Genossen,

hiermit laden wir euch herzlich ein zur nächsten

Kreismitgliederversammlung

am Dienstag, 01. April 2008,  19:00 Uhr,
Berufskolleg Südstadt, Zugweg 48, 50677 Köln,
Köln-Südstadt, KVB-Haltestelle „Chlodwigplatz“.

Folgende Tagesordnung schlagen wir vor:

Begrüßung, Wahl einer Versammlungsleitung1. 

Beschlussfassung über die Tages- und Geschäftsordnung,2. 

Wahl einer Mandatsprüfungskommission

Information über den städtischen Haushalt (Vortrag der Ratsfraktion)3. 

Beratung zur Verbesserung von Umfang und Qualität der Befassung 4. 

der LINKEN Köln mit kommunalen Fragen

Weitere Anträge5. 

Berichte, unter anderem zum Thema „Sozialtarife für Strom / Gas“6. 

Mit solidarischen Grüßen, für den Kreisvorstand

Hans Günter Bell (Sprecher)
Claudia Borchard (Sprecherin)
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DIE LINKE setzt sich bekanntlich 
für eine deutliche Verringerung der 
Einkommens- und Vermögensun-
terschiede ein. Wie wichtig eine 
solche Forderung ist, belegt ein 
Blick in die aktuelle Ausgabe der 
Zeitschrift „Forbes“, die wieder ein-
mal eine aktuelle Liste der Superrei-
chen veröffentlicht hat: Auf Platz 1 
steht erstmals seit langer Zeit nicht 
mehr Bill Gates, Mitgründer des 
Softwarekonzerns Microsoft, son-
dern der Investor Warren Buffet. Zu 
den beiden gesellt sich als Dritter 
der mexikanische Unternehmer 
Carlos Slim Helu. Alle drei haben 
ein Vermögen von jeweils etwa 60 
Mrd. Dollar. Die beiden reichsten 
Deutsche, Karl und Theo Albrecht 
(Aldi), haben demgegenüber ‚nur’ 
ein Vermögen von 27 Mrd. bzw. 23 
Mrd. Dollar.

Die Einkommensungleichheit
hat zugenommen

„Die Reichen werden immer reicher“ 
ist nicht einfach platte Agitation, 
sondern empirisch belegte Wirk-
lichkeit in einem Land, das gleich-

Die Reichen werden immer reicher!

Die Fortsetzung von „Die Reichen werden immer reicher!“ ist auf Seite 2!

Von Hans Günter Bell, Sprecher der LINKEN Köln

zeitig seine Armen und Arbeitslo-
sen materiell so knapp hält, dass es 
ihnen am Nötigsten fehlt.

Die Dramatik dieser Entwicklung 
wird bspw. in zwei Untersuchungen 
des Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (DIW) deutlich. 
Am 5. März 2008 veröffentlichte 
das DIW eine Studie zur Entwick-

lung der Einkommen in Deutsch-
land (bedarfsgewichtete verfügbare 
Jahreseinkommen der Personen in 
privaten Haushalten [1]).

Demnach sind die verfügbaren 
Realeinkommen in Deutschland 
von 2003 bis 2006 deutlich zu-
rückgegangen und hat die Einkom-
mensungleichheit zugenommen. 
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Während die Bevölkerungsgrup-
pe mit mittleren Einkommen 
schrumpft, haben die Ränder der 
Einkommensverteilung an Bedeu-
tung gewonnen. Der Anteil der 
„armutsgefährdeten Personen“ (mit 
Einkommen bis 70 Prozent des 
mittleren Einkommens) ist ebenso 
deutlich gewachsen wie der Anteil 
der einkommensstarken Personen 
(mit Einkommen über 150 Prozent 
des mittleren Einkommens).

In der „Einkommensmittelschicht“ 
zeigen sich größere Veränderun-
gen, dabei überwiegen Bewegun-
gen nach unten. Das wird unter an-
derem durch zunehmende Risiken 
und längere Dauer von Arbeitslo-
sigkeit sowie die niedrigeren Lohn-
ersatzleistungen beim Bezug von 
Arbeitslosengeld II erklärt. Ein an-
derer Faktor ist die Flexibilisierung 
des Arbeitsmarktes, die sich unter 
anderem in einer abnehmenden 
Bedeutung des ‚klassischen‘ Nor-
malarbeitsverhältnisses (im Sinne 
einer unbefristeten Vollzeitstelle) 
ausdrückt.

Reale Zuwächse nur für Reiche

Aufschlussreich war auch eine Ver-
öffentlichung des DIW vor knapp 
einem Jahr. Untersucht wurde da-
mals die Entwicklung und die Kon-
zentration der individuellen Markt-
einkommen von knapp 64 Mio. in 

Deutschland lebenden 
Personen im Alter von 
über 20 Jahren sowie Kin-
der und Jugendliche mit 
nennenswerten Markt-
einkommen; dadurch 
wurde ein seltener Blicke 
auf die Einkommen der 
Reichen ermöglicht. [2]

Das reale Durch-
s c h n i t t s e i n k o m m e n 
blieb über den Beobach-
tungszeitraum 1992 bis 
2001 hinweg konstant, 
während der Anteil der 
obersten 10 % am Ge-
samteinkommen im 
Beobachtungszeitraum 
deutlich gestiegen ist. 
Als Regel gilt: Je reicher 
die Personen waren, 
desto größer war ihr Ein-

kommenszuwachs.

So konnten die einkommens-
stärksten 0,001 % der Bevölkerung 
(650 Personen) ihren Anteil am ge-
samten Markteinkommen um ein 
gutes Drittel (von 0,55 % auf 0,75 
%) steigern. Noch beeindruckender 
ist der Anstieg des Markteinkom-
mens, das auf die obersten 0,0001 
% der Einkommensbezieher ent-
fällt. Diese 65 „Superreichen“ stei-
gerten ihren Anteil am gesamten 
Markteinkommen um 50% (von 
0,16 % auf 0,24 %).

Im ‚Club‘ der 650 reichsten Per-
sonen betrug das durchschnittliche 
Markteinkommen rund 15 Mio. 
Euro. Dies entspricht ungefähr dem 
1.500-fachen des mittleren Einkom-
mens. Sollte Die LINKE sich mit 
ihrer Forderung nach einer Begren-
zung der Einkommen auf das 20-
fache des Durchschnitts durchset-
zen, würde dies für die Reichsten 
einen herben Einschnitt bedeuten 
– am Hungertuch würden sie des-
halb aber immer noch nicht nagen 
müssen.

Löhne + Gehälter bei Spitzenein-
kommen von geringer Bedeutung

Wie unsinnig eine Beschränkung 
der Forderung nach Begrenzung 
der Höchsteinkommen auf die Ma-
nager wäre, zeigt ein Blick auf die 
Quellen der hohen und höchsten 
Einkommen.

Die Reichen unterscheiden sich 
von den Durchschnittsbürgern 
nämlich nicht nur in der Höhe 
des Einkommens, sondern auch 
in dessen Zusammensetzung. Die 
einkommensstärksten 0,001 % 
der Bevölkerung erzielten im Jahr 
2001 nur rund 5 % ihres gesamten 
Markteinkommens aus Löhnen 
und Gehältern, während im Durch-
schnitt der Bevölkerung dieser An-
teil mehr als 80 % betrug. Fast 70 
% des Markteinkommens der Rei-
chen entfallen auf Einkommen aus 
unternehmerischer Tätigkeit. Die 
Vermögenseinkommen haben im 
Jahr 2001 knapp 27 % zum gesam-
ten Markteinkommen dieser Grup-
pe beigetragen.

Unter diesen Reichen konnten im 
Jahr 2001 (nach dem Kriterium der 
überwiegenden Einkommensart) 
nur 4 % als Manager, knapp 55 % 
als Unternehmer und rund 17 % als 
Rentiers klassifi ziert werden.

Die LINKE hat also noch einige 
zu tun, will sie ihre Forderungen 
aus den „Programmatischen Eck-
punkten“ umsetzen und „für eine 
gerechte Verteilung des gesellschaftli-
chen Reichtums [...] sorgen“.

Literatur

[1] Markus M. Grabka / Joachim R. 
Frick: Schrumpfende Mittelschicht 
– Anzeichen einer dauerhaften 
Polarisierung der verfügbaren Ein-
kommen?; in: DIW-Wochenbericht 
10/2008, S. 101-108.

[2] Stefan Bach / Viktor Steiner: 
Zunehmende Ungleichheit der 
Markteinkommen: Reale Zuwächse 
nur für Reiche; in: DIW-Wochenbe-
richt 13/2007, S. 193-198. Das hier 
verwendete Einkommenskonzept 
ist das auf der Personenebene ge-
messene Markteinkommen (brut-
to, vor Steuern und Sozialbeiträ-
gen) mit den drei Komponenten: 
Lohneinkommen, Einkommen aus 
unternehmerischer Tätigkeit und 
Vermögenseinkommen. Staatliche 
Transfers (einschließlich Sozialver-
sicherungsrenten, staatlicher Pen-
sionen sowie Betriebsrenten) wur-
den nicht einbezogen.

Beide Untersuchungen sind im 
Internet nachzulesen unter:

http://www.diw.de.

Löhne und Gehälter bei Spitzenverdienern, 
Quelle: DIW-Wochenbericht 13/2007, S. 198.
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Schluss mit dem heimlichen Verdienen!

Von Jörg Detjen, Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE Köln

Die Mitgliederversammlung der 
LINKEN Köln war sich weitgehend 
einig: Mit großer Mehrheit wurde 
eine Resolution für die Begrenzung 
und die Transparenz von Manager-
gehältern beschlossen. Kurz vorher 
war die Ratsfraktion aktiv gewor-
den und hatte für die Ratssitzung 
im März einen Antrag eingebracht, 
der dasselbe für die Manager städ-
tischer Unternehmen einforderte.

Die Vorgeschichte

Im Sommer letzten Jahres hatte der 
Rat mit breiter Mehrheit beschlos-
sen, die Vorstände und Geschäfts-
führungen der städtischen Beteili-
gungsunternehmen aufzufordern, 
ihre Gehälter zu veröffentlichen. 
Doch diese dachten nicht daran. 
Als das Anfang 2008 bekannt wur-
de, schienen die etablierten Partei-
en das hinzunehmen. Schließlich 
sind viele Vorstandsmitglieder 
Christ- oder Sozialdemokraten. 
Im Finanzausschuss herrschte die 
Meinung vor: Wenn die nicht wol-
len, kann man nichts machen.

Die Ratsfraktion DIE LINKE Köln 
nahm das nicht hin. Sie stellte den 
Antrag, nur noch Verträge abzu-
schließen, in denen die Manager 
sich verpfl ichten, ihre Bezüge offen 
zu legen. Außerdem sollte die Ver-
waltung einen Vorschlag erarbeiten, 
wie man diese Gehälter nach oben 
hin begrenzen kann.

Nach einer Pressekonferenz, auf 
dem die Ratsfraktion ihren Antrag 
präsentierte und der Sprecher der 
Kölner LINKEN, Hans Günter Bell, 
die Parteiresolution bekannt mach-
te, sahen sich SPD und Grüne ge-
nötigt zu handeln. Es gab einen 
Antrag der vier etablierten Parteien 
SPD, CDU, Grüne und FDP, der un-
serer ersten Forderung nach Trans-
parenz entsprach. Dieser Antrag er-
hielt eine überwältigende Mehrheit. 
Unser Anliegen, Managergehälter 
künftig zu veröffentlichen, war um-

gesetzt. Unsere zweite Forderung 
nach der Deckelung der Manager-
gehälter fand keine Mehrheit.

Die Presseberichterstattung

Interessant ist, welch großen Wider-
hall diese Ratsentscheidung in der 
Kölner Presse fand. Am 28. Februar 
informierte die BILD-Zeitung über 
die bevorstehende Ratsitzung:

„ K V B - C h e f 
Reinartz soll Ge-
halt offen legen 
– Ratsmehrheit 
für Vorschläge 
der Linken“. Sie 
macht sich da-
bei mitfühlend 
Sorgen um den 
KVB-Geschäfts-
führer und CDU-
Vors i tzenden: 
„Schlechte Zei-
ten für Leute wie 
KVB-Boss Walter 
Reinartz. Die Ver-
längerung seines 
Vertrages steht im 
Herbst an. Dann 
müsste er Gehalt, Tantiemen und 
andere Vergünstigungen offen legen.“ 
Was für ein Pech für ihn!

Die unklare Mehrheitsbildung in 
Hessen hat dann erneut die Kölner 
Situation in die Presse gebracht. 
Der Express befragte am 07.03. die 
Parteien im Rat zu ihren Erfahrun-
gen mit der LINKEN unter dem Ti-
tel „Rot-Grün-Rot, in Kölle klappt da 
jot“. SPD und Grüne meinen: „Linke 
sind verlässlich.“ CDU und FDP sa-
gen dazu: „Ja leider.“ „Verabredun-
gen halten wir ein, wir streiten uns 
vorher“, erklärt der Fraktionsvorsit-
zende Jörg Detjen das Geheimnis 
der Verlässlichkeit.

Dass harte Kämpfe um die eige-
nen Inhalte am Beginn jeder rot-
rot-grünen Verabredung stehen, 
kommentiert der Grünen-Frakti-

onsgeschäftsführer Jörg Frank in 
der Kölnischen Rundschau: „Wenn 
wir zu einem tragbaren Ergebnis 
kommen, ist der Weg dahin oft mit 
schwierigen, problematischen Diskus-
sionen gepfl astert.“

Dass diese Strategie der LINKEN 
letztlich der SPD schaden werde, 
betrauert BILD-Chefkommentator 

Manager städtischer Betriebe in Köln müssen ihre Gehälter demnächst veröffentlichen – 
Erfolgreiche Zusammenarbeit zwischen Ratsfraktion und Partei

Alfred Merta am 7. März: „Wie ge-
fährlich diese Strategie für die SPD 
ist, hat sich am vergangenen Diens-
tag im Rat gezeigt: Da ging die In-
itiative zu dem Beschluss, Manager 
städtischer Unternehmen müssten 
künftig ihre Gehälter offen legen, ein-
deutig von den Linken aus.

Wer mit den Linken zusammen ar-
beitet, macht sie hoffähig. Und wenn 
sie so clever und sachkundig sind wie 
in Köln, wird es ihnen am Ende mehr 
nutzen als der SPD.“

Eine bessere Werbung dafür, Die 
LINKE zu wählen, hatten wir bisher 
noch nicht.

Veranstaltung mit Frank Überall
zum Thema „Managergehälter“ in Ehrenfeld



4  •  LINKEZEITEN # 5 / 2008

(Re)kommunalisieren!

„Rekommunalisieren!?“ ...

... so hieß der Titel einer Veran-
staltung, die das Projekt „Öffent-
lich, weil’s wichtig für alle ist“ am 
07. März durchführte und die mit 
etwa 30 Personen gut besucht war. 
Ausrufe- und Fragezeichen verdeut-
lichten, dass die am Projekt Betei-
ligten die Forderung zwar richtig 
fi nden, jedoch auch Fragen hatten: 
Wann ist Rekommunalisierung die 
Lösung? Unter welchen Bedingun-
gen agieren kommunale Unterneh-
men? Schließlich: Welche Ziele ver-
folgen kommunale Unternehmen 
bzw. sollen sie verfolgen? Um diese 
Fragen zu klären, waren zwei Leute 
vom Fach eingeladen.

Dr. Hans-Joachim Peters, De-
zernent der Stadt Bergkamen, ist 
Betriebsleiter der städtischen Müll-
abfuhr. Diese wird als städtischer 
Eigenbetrieb geführt, der zwar über 
keine eigene Rechtspersönlichkeit 
verfügt, aber eigenständiges Son-

dervermögen darstellt und organi-
satorisch und fi nanzwirtschaftlich 
aus der Gemeindeverwaltung aus-
gegliedert ist. Manfred Hochbein 
ist Betriebsleiter bei der Gelsen-
wasser AG, einer in Wasser und 
Erdgas engagierten AG mit privater 
Rechtsform, die jedoch den Stadt-
werken Dortmund und Bochum 
gehört.

Müll …

Peters schilderte, dass es sich bei 
der Bergkamer Müllabführ nicht 
um Rekommunalisierung, sondern 
um erstmalige Kommunalisierung 
handele, da die Müllentsorgung 
zuvor von privaten Unternehmen 
betrieben wurde. Die von Peters ge-
schilderten Erfolge, die die Müllab-
fuhr seit kommunaler Betriebsfüh-
rung aufweist, sind bemerkenswert: 
Leistungen konnten gesteigert, 
Qualität verbessert, Gebühren re-
duziert werden – und zwar nicht 
trotz, sondern wegen der Kommu-
nalisierung, da die preistreibenden 
Gewinnaufschläge bei kostende-
ckender Betriebsführung entfallen.

Peters legte Wert darauf, sich 
selbst als „nicht ideologischen Be-
triebsleiter“ darzustellen, der sich 
an Zielen wie Kundenorientierung, 
Qualität und niedrigen Gebühren 
orientiere. Wo Kommunalisierung 
diesen Zielen eher genüge, sei diese 
privater Betriebsführung vorzuzie-
hen, wo es anders sei, eben nicht. 
Daher halte er ‚privat vor öffentlich‘ 
für eine genauso falsche Regel wie 
‚öffentlich vor privat‘.

… und Wasser

Ähnlich argumentierte Hochbein 
und betonte, dass es ihm um Kun-
denorientierung, Qualität und reel-
le Preise gehe. Dabei agiert die von 
Hochbein repräsentierte Gelsen-
wasser AG unter anderen Rahmen-
bedingungen als die Müllabfuhr 
Bergkamen. Sie ist nicht regional 
gebunden, sondern beliefert ihre 
Leistungen im ganzen Ruhrgebiet 
und sogar darüber hinaus, z. B. in 
Kroatien und Frankreich. Überall 
müsse sich die Gelsenwasser AG 
mit einem guten Preis-Leistungs-
verhältnis behaupten, und dies zu 
erreichen sei das Ziel, so Hoch-
bein.

Dabei komme gerade im Was-
serbereich ökologischen Verfahren 
hohe Bedeutung zu. Wasser müsse 
exzellent aufbereitet sein, Leitungs-

rohre müssten eine hinreichende 
Dicke aufweisen. Ob dies durch pri-
vate oder öffentliche Unternehmen 
bewerkstelligt werde, sei wenig er-
heblich, solange es getan werde. 
Hierfür sei öffentliche Kontrolle 
von Bedeutung. Aufsichtsbehör-
den müssten einzuhaltende Vorga-
ben machen, und die Kommunen 
bräuchten stets ein Rückkaufs- oder 
Vorkaufsrecht für zwischenzeitlich 
an Private übergebene Leistungs-
netze. 

Was folgt?

Sowohl Peters als auch Hochbein 
stellten überzeugend dar, dass 
Effi zienz und öffentliche Betriebs-
führung – sei es als Eigenbetrieb, 
sei es als AG mit öffentlichen An-
teilseignern – keine Gegensätze 
darstellen. Denn beide öffentlich 
eingebundenen Unternehmen bie-
ten gute Leistungen unter Berück-
sichtigung qualitativer Standards 
zu Preisen an, die sich nicht den 
Vorwurf gefallen lassen müssen, 
unreell und gänzlich unbezahlbar 
zu sein. So weit – so gut.

Jedoch ist ihre Aussage, man dür-
fe das Verhältnis von ‚öffentlich‘ zu 
‚privat‘ nicht im schlechten Sinne 
ideologisch betrachten, kritisch zu 
überprüfen. Dabei ist nicht die For-
derung nach Unvoreingenommen-
heit falsch: Verblendungsideologi-
en sollten tatsächlich kein Merkmal 
linker Politik sein. Zu kritisieren ist 
es aber, die Position ‚öffentlich vor 
privat‘, genauer: ‚öffentlich vor pri-
vat-kapitalistisch‘, als im schlechten 
Sinne ideologisch zu brandmarken. 
Denn für diese Position gibt es gute 
Gründe.

Niedrigere Preise

Selbstredend müssen auch kos-
tendeckende öffentliche Unterneh-
men Verkaufspreise kalkulieren, 
die über den Einstandspreisen von 
Vorleistungen und Rohstoffen lie-
gen. Dieser Überschuss ist jedoch 
kein Reingewinn. Vielmehr dient 
er dazu, die Zahlung von Fremd-
kapitalzinsen und Ersatzinvestitio-
nen zu fi nanzieren und öffentliche 
‚Rücklagen‘ für Erweiterungsin-
vestitionen zu bilden. Anders ist 
es bei privaten Unternehmen, die 
noch über diesen Überschuss hin-

Von Alex Recht und Gisela Stahlhofen,
Mitglieder der Leitung des Projekts „Öffentlich, weil‘s wichtig für alle ist“
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Kommende Projekt-Veranstaltungen

Treffen der Projekt-AG „Energiepolitik“
Mo., 31. März 2008, 19:00 Uhr, Wahlkreisbüro Ulla Lötzer, Montanusstr. 1.

Treffen der Projekt-AG „ÖPNV und Verkehrspolitik“
Mo., 07. April 08, 19:30 Uhr, LINKES KV-Parteibüro, Metzer Str. 24.

Treffen der Projekt-AG „Wohnungspolitik“ (im AK „Stadtentwicklung“)
Di., 08. April 2008, 16:30 Uhr, Ratsfraktion, Haus Neuerburg, Gülichplatz. 3.

Infoveranst. der LINKEN Köln zur Vorstellung der Projektergebnisse
06. Mai 2008, 19:30 Uhr, Ort: wird noch bekannt gegeben.

aus Profi t erzielen, dessen einziger 
Zweck darin liegt, private Aktionäre 
reicher zu machen. Warum sollte 
dies bei öffentlicher Daseinsvor-
sorge sinnvoll sein? Es gibt keinen 
vernünftigen Grund, und daher ist 
‚öffentlich vor privat-kapitalistisch‘ 
unter diesem Aspekt sinnvoll.

Qualität

Dass hohe Qualität zuweilen auch 
von kapitalistischen Unternehmen 
gewährleistet wird, ist nicht zu be-
streiten. Kapitalistische Unterneh-
men garantieren hohe Qualität aber 
nur dann, wenn sie sich rentiert. 
Sind die Gewinne zu gering, wird 
die Qualität reduziert oder werden 
Preise erhöht – zulasten ärmerer 
Bevölkerungsgruppen.

Öffentliche Unternehmen hin-
gegen können Qualität liefern und 
reelle Preise verlangen, weil sie 
dem Gewinnmaximierungszwang 
nicht unterworfen sind. Und wenn 
es doch private Aufgabenerstellung 
sein soll, braucht es wenigstens 
öffentliche Aufl agen, die einer Ein-
schränkung privater Gewinnmaxi-
mierung gleichkommen. Auch hier 
ist ‚öffentlich vor privat-kapitalis-
tisch‘ sinnvoll. Denn nur so gelingt 
es, öffentlichen Einfl uss z. B. auf 
gute Müllentsorgung, hinreichend 
dicke Rohre, hohe Qualität, bezahl-
bare Preise usw. zu wahren.

Beschäftigungsaspekte und
spezielle Angebote

Vollbeschäftigung wird nur erreicht, 
wenn neben anderer Makroöko-
nomie auch die öffentliche Hand 
beschäftigungspolitisch aktiv wird. 
Privat-kapitalistische Unternehmen 
stellen Arbeitskräfte hingegen der 
Tendenz nach nur ein, wenn sie 
hinreichend Profi t fürs Unterneh-
men produzieren. Sozial verant-
wortliches Unternehmenshandeln 
gibt es zwar auch, aber dieses so-
ziale Handeln ist im Vergleich zu 
öffentlichen Betrieben beschränkt.

Ähnliches gilt für spezielle Ange-
bote: Die öffentliche Hand ist in der 
Lage, ärmeren Bevölkerungsgrup-
pen verbilligt Leistungen anzubie-
ten; privat-kapitalistische Unterneh-
men sind dies nicht. Auch hier gilt: 
‚öffentlich vor privat-kapitalistisch‘ 
ist ein sinnvoller Ansatz.

Fazit

‚Öffentlich vor privat-kapitalistisch‘ 
ist eine sinnvolle Forderung, denn 
sie bringt das demokratische Recht 
der Menschen zum Ausdruck, beim 
Bereich der elementaren Daseins-
vorsorge mitzuentscheiden. Aller-
dings hat die Veranstaltung auch 
neue Fragen aufgeworfen bzw. be-
stehende verstärkt, denen sich un-
sere Partei widmen muss.

1.: Wasser- oder Solarenergie-
produktion erfolgt sinnvollerweise 
dezentral. Daraus folgt aber nicht, 
dass es viele kommunale Unterneh-
men mit eigener Geschäftsführung 
geben muss. Möglich wäre auch ein 
öffentliches Unternehmen auf zent-
ralerer Ebene, das gleichwohl lokal 
produziert. Für kommunalisierte 
Unternehmen spricht die lokale 
Nähe und größere Transparenz, für 
ein zentraleres öffentliches Unter-
nehmen der Verzicht auf gedoppel-
te Geschäftsführungstätigkeiten, 
was preissenkend wirken könnte.

2.: Wie sollen sich kommunale 
Unternehmen zueinander stellen? 

Sollen sie als regionale Verbün-
de kooperieren, was sinnvoll sein 
könnte, oder auch partiell gegenei-
nander konkurrieren?

3.: Was genau heißt ‚öffentlich 
vor privat-kapitalistisch‘? Sicher 
muss es öffentlichen Einfl uss ge-
ben. Aber wie? Soll dies durch öf-
fentliche Betriebe erfolgen, oder ge-
nügen öffentliche Aufl agen? Gegen 
Letzteres spricht, dass nicht einzu-
sehen ist, warum überhaupt private 
Leistungserstellung bei elementa-
rer Daseinsvorsorge vorteilhaft ist.

4.: Sollen öffentliche Unterneh-
men als Eigenbetriebe oder unter 
privater Rechtsform geführt wer-
den? Je stärker die Eingliederung in 
die Verwaltung, desto größer ist der 
politische Einfl uss. Andererseits ist 
auch das Erfordernis nach effi zien-
ten wirtschaftlichen Betätigungsfor-
men zu beachten, das nicht immer 
mit Amtshandeln kompatibel ist.

5.: Wenn ärmeren Menschen 
Leistungen ermöglicht werden sol-
len, die sie ohne öffentlichen Ein-
fl uss nicht zahlen könnten, stellt 
sich die Frage nach dem Weg. Sol-
len die öffentlichen Unternehmen 
Sozialtarife anbieten, oder soll die 
öffentliche Hand über sozialpoli-
tische Leistungen das verfügbare 
Einkommen gering verdienender 
Einkommensgruppen direkt bezu-
schussen und erhöhen?
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Wenn Integration und Partizipation 
in den Kommunen Erfolg zeigen 
sollen, müssen sie auch als zentra-
le Querschnittsaufgabe verstanden 
und ganz oben angesiedelt werden. 
Die Basis für das Funktionieren 
einer linken kommunalen Integra-
tionsarbeit ist zweifelsfrei eine Po-
litik der wechselseitigen Akzeptanz 
und Anerkennung auf der Grundla-
ge einer demokratischen Teilhabe 
und Chancengleichheit.

Mehr als 30 Prozent der Bevöl-
kerung in Köln haben gegenwärtig 
einen Migrationshintergrund. Vor 
allem sind es die ehemals als so 

Deshalb werden im Rahmen 
kommunalpolitischer Prozesse 
konkrete Schritte benötigt, die als 
Querschnittsaufgabe in soziale, 
bildungspolitische, stadtentwick-
lungspolitische, wirtschaftspoliti-
sche u. a. Bereiche greifen müs-
sen.

Linke Einwanderungsphilosophie

Vorerst brauchen wir in den Kom-
munen eine neue Einwanderungs-
philosophie:

Linke Kommunalpolitik darf Mi-
gration und Integration nicht allein 
mit Defi zitaspekten begründen, 
sondern muss in allen kommu-
nalpolitischen Ebenen ebenso die 
Potenziale und Stärken der Migra-
tionsgesellschaft aufzeigen und zu-
gleich darauf aufbauen.

MigrantInnen sind in kommu-
nalpolitischen Prozessen nicht 
Objekte, sondern müssen vielmehr 
als gesellschaftliche Subjekte ange-
sehen werden, die auch an den ge-
sellschaftlichen Prozessen gleich-
berechtigt partizipieren müssen. 
Damit Integration erfolgreich ist, 
müssen die einzelnen Handlungs-
felder stärker miteinander vernetzt 
werden. Zur Neuausrichtung kom-
munaler Integrationspolitik gehört 
auch eine neue Personalpolitik, 
die interkulturell ausgerichtet sein 
muss.

Kritik bisheriger Konzepte

In den letzten Jahren haben viele 
nordrhein-westfälische Kommunen 
(Köln, Aachen, Bonn, Duisburg, 
Essen u. a.) den Versuch unter-
nommen, kommunalpolitische In-
tegrationskonzepte zu entwickeln, 
die jedoch in manchen zentralen 
Bereichen zu kurz greifen.

Diese Konzepte, wie auch das In-
tegrationskonzept des Landesinte-
grationsministeriums, gehen häu-
fi g an der Realität vorbei, weil sie an 
MigrantInnen und ihren Selbsthil-
festrukturen sowie an den Akteuren 

genannte „Gastarbeiter“ angewor-
benen Menschen und ihre nach-
gezogenen Familien, größtenteils 
auch ihre hier geborenen und auf-
gewachsenen Kinder, Flüchtlinge, 
Roma und Sinti, jüdische Kon-
tingentfl üchtlinge und Spätaus-
siedler.

Den größten Anteil der Zuwande-
rer in Köln bilden Türken und Kur-
den, die bereits in der zweiten und 
dritten Generation in dieser Stadt 
ihren Lebensmittelpunkt haben. 
Die seit ca. 50 Jahren andauernde 
Einwanderungspraxis hat nichts 
daran geändert, dass große Teile 
der MigrantInnen und ihrer Kinder 
nicht nur politisch und rechtlich, 
sondern auch ökonomisch und so-
zial Wohn- und Wirtschaftsbürger 

„zweiter Klasse“ geblie-
ben sind. Dies spiegelt 
sich vor allem in der 
Bildungssituation wi-
der:

Fast ein Drittel der 
Kölner Jugendlichen 
in der entscheidenden 
Altersphase, in der 
der Einstieg in den 
Arbeitsmarkt und die 
Berufswahl anstehen, 
sind jugendliche Mig-
rantInnen. Bei den un-
ter 18-Jährigen beträgt 
dieser Anteil sogar 46 
Prozent.

Diese demogra-
phische Entwicklung 
zeigt, dass durch juris-
tische und politische 
Rahmenbedingungen 
der Integration, die 
immer noch nicht auf 
der Grundlage von 
Chancengle ichhei t 
aufgebaut sind, große 
Teile der Bevölkerung 
von politischer und 
sozialer Teilhabe aus-
geschlossen sind.

Gleichberechtigung und Partizipation als 
Handlungsfelder linker Kommunalpolitik
Von Kemal Bozay,
Mitglied der Leitung des Projekts „Für ein interkulturelles Köln“

Flyer der LAGA-Kampagne für ein kommu-
nales Wahlrecht für MigrantInnen
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vorbeigehen. Hinzu kommt, dass 
in den (politischen) Debatten der 
Integrationsbegriff häufi g kultura-
lisiert und allein mit sozialpädago-
gischen Aspekten begründet wird, 
während der gesamtgesellschaftli-
che, politische und sozioökonomi-
sche Kontext ausgeblendet bleibt.

Für interkulturelle Öffnung!

In diesem Kontext spielt auch die 
interkulturelle Öffnung eine wich-
tige Rolle. Die Verwaltungen und 
kommunalen Dienste müssen sich 
stärker für MitarbeiterInnen mit 
Migrationshintergrund öffnen. Ein 
zentrales Ziel dabei ist, dass sich 
MigrantInnen mit ihren besonde-
ren sprachlichen und kulturellen 
Fähigkeiten einbringen können. So 
sollte bei Einstellungen und Ausbil-
dungsplatzvermittlungen in städti-
schen Verwaltungen und Arbeits-
bereichen der interkulturelle Fokus 
mehr an Bedeutung gewinnen.

In Köln haben sowohl die SPD 
als auch die CDU auf kommunaler 
Ebene „modellhafte“ Integrations-
konzepte vorgelegt, die in ihrer all-
gemeinen Ausrichtung die vielfäl-
tigen Probleme der MigrantInnen 
differenziert aufzeigen, aber in der 
Frage der integrationspolitischen 
Umsetzung große Defi zite aufwei-
sen.

Ausgeblendet wird in allen vorge-
legten Konzepten die Realität des 
Umdenkungsprozesses in der Mi-
grationsdiskussion. Ein interkultu-
relles Referat der Stadt Köln reicht 
allein nicht aus, alle kommunalpo-
litischen Fragen als Querschnitts-
aufgabe wahrzunehmen. Vor allem 
liegt ein wichtiger Arbeitsbereich 
in einer konstruktiven Stadtent-
wicklungspolitik, die sich gegen die 
soziale Segregation und Spaltung 
stellen muss.

Kölner LINKE für Partizipation

Die Kölner LINKE hat seit Beginn 
ihrer Arbeit einen wichtigen Fokus 
auf kommunale Integrations- und 
Migrationsarbeit gesetzt. Unter 
dem Motto „Für ein interkultu-
relles Köln“ hat sie Anfang dieses 
Jahres ein neues Projekt gestartet, 
um neue Inhalte und Perspektiven 
für eine kommunal ausgerichtete 
LINKE Migrationspolitik in Köln zu 

entwickeln, der auch von und mit 
MigrantInnen getragen wird.

Im Rahmen der Projektarbeit wer-
den viele integrationspolitische 
Fragen der Kölner Migrationsarbeit 
(Sozialraumorientierung, Moschee-
debatte, Entwicklungen in Kalk, 
Jugendkriminalität, Ausbildungs-
initiativen, Ethnisierungsdebatten 
usw.) aufgegriffen und diskutiert.

Zweifellos benötigt der wachsen-
de Problemdruck in Köln – bspw. 
Arbeitslosigkeit, Sozial- und Bil-
dungsnotstand, soziale und kul-
turelle Ausgrenzung – eine par-
teiische Initiative, der auch auf 
MigrantInnen und ihre Strukturen 
zugehen und ihre Forderungen auf-
nehmen muss.

Förderung von Gleichstellung

Dabei geht es um die Förderung 
der Partizipation von MigrantInnen 
als Verwirklichung ihrer rechtlichen 
und politischen Gleichstellung, 
Gleichberechtigung und -behand-
lung durch die Beseitigung jegli-
cher Diskriminierung in Wirtschaft, 
Staat und Gesellschaft. Bei diesen 
Prozessen sind MigrantInnen aktiv 
einzubinden.

Projektleitung
Kemal Bozay, Tel.: 0171 – 143 33 72, Mail: kbozay@aol.com

Martin Zorn, Tel.: 0177 – 625 67 10, Mail: martin-zorn@netcologne.de 

Claudia Borchard, Tel.: 0177 – 524 36 04, Mail: c_borchard@yahoo.de

Özlem Demirel, Tel.: 0163 – 759 28 12, Mail: oezlemalevd@yahoo.de

In diesem Sinne hat unser Pro-
jekt als ersten Schritt auf die lan-
desweite Kampagne „Hier wo ich 
lebe, will ich wählen – Kommunales 
Wahlrecht für MigrantInnen!“ auf-
gebaut, an der wir als Kölner LINKE 
mit Flyern, Ständen und Öffentlich-
keitsarbeit aktiv beteiligt waren.

Als weiterer Schritt sind Gesprä-
che und Diskussionen mit Migra-
tionsverbänden und schließlich im 
Mai eine Auftaktkonferenz (politi-
scher Ratschlag) für eine linke kom-
munale Integrationspolitik geplant, 
in der wir unterschiedliche Facetten 
der gegenwärtigen Migrationspoli-
tik auf Kölner Ebene aufgreifen und 
ausloten wollen.

Darauf aufbauend wollen wir lin-
ke migrantische Impulse für das 
Kommunalwahlprogramm auf-
greifen. Weiterhin wollen wir als 
Projektgruppe auch aktiv an der 
seitens der Stadt Köln geplanten 
Arbeitstreffen für ein kommunales 
Integrationskonzept mitwirken.

Für uns als LINKE gibt es auf die-
sem Gebiet noch viel zu tun, des-
halb sind alle Interessierten herz-
lich zu den Treffen und Aktivitäten 
des Projekts eingeladen.

Liebe Genossinnen, liebe Genossen,

hiermit laden wir euch herzlich ein zu einer

Infoveranstaltung zum Thema 
„Subprime- und Finanzkrise“
am Dienstag, 08. April 2008,  19:30 Uhr,
Bezirksrathaus Köln-Mülheim, Wiener Platz 2a, 51065 Köln,
Köln-Mülheim, KVB-Haltestelle „Mülheim / Wiener Platz“, mit:

Frank Fassin, verdi-Landesfachbereichsleiter „Finanzdienstleistungen“; −

Ulla Lötzer, MdB für Die LINKE; −

Rüdiger Sagel, MdL für Die LINKE.; −

Sahra Wagenknecht, MdEP für die Vereinte Europäische Linke. −
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Steuern in Deutschland

Das Auffl iegen der systematischen 
Steuerhinterziehungen hat die De-
batte um den Zustand des Steu-
ersystems in Deutschland wieder 
heftig belebt. Auch wenn sich nun 
alle heftig entrüstet zeigen und laut 
„Haltet den Dieb“ schreien, so wird 
doch – entweder offen oder hinter 
vorgehaltener Hand – ein Teil der 
Schuld nicht den Betrügern an-
gelastet, sondern dem deutschen 
Steuersystem selbst.

Ungerecht sei es, weil es den 
„Leistungseliten“ viel zu viel Steu-
ern abknöpfe, um die „Drückeber-
ger“ zu subventionieren, und au-
ßerdem viel zu kompliziert. So sei 
es kein Wunder, dass die Akzeptanz 
sinke und der mündige Bürger zur 
Selbsthilfe schreite. Neben härteren 
Strafen müsse also als eine Art prä-
ventiver Maßnahme auch das Steu-
ersystem grundsätzlich überdacht 
werden. Einfacher und gerechter 
solle es sein, und unbedingt müss-
ten die Steuersätze sinken, damit 
der Anreiz zum Hinterziehen gerin-
ger werde.

Diese defensive Argumentation 
ist schon recht bemerkenswert: 
Kein Wort von der Bedeutung öf-
fentlicher Leistungen an sich und 
zu den notwendigen Anstrengun-
gen ihrer Verbesserung. Keine Stel-
lungnahme dazu, dass eine gute 
öffentliche Versorgung ohne kon-
sequente Besteuerung nach der 
Leistungsfähigkeit überhaupt nicht 
möglich ist. Es ist vielmehr so, als 
schämte sich die Politik geradezu, 
immer noch Steuern eintreiben zu 
müssen, und wolle sie den Bürgern 
keineswegs zu nahe treten. Klamm-
heimlich zeigt sie bei aller lauten 
Empörung sogar Verständnis dafür, 
dass sich immer mehr Menschen 
der erzwungenen staatlichen Für-
sorge entziehen möchten.

Mythen und Fakten

Zur Untermauerung der Steuerun-
gerechtigkeit werden die immer-
gleichen Argumente angeführt, 

die sich trotz ihres geringen Wahr-
heitsgehaltes hartnäckig halten: 
Wohl zu den am weitesten verbrei-
teten Vorurteilen gehört jenes vom 
Hochsteuerland Deutschland, und 
zwar sowohl für natürliche Perso-
nen, also echte Menschen, als auch 
für Kapitalgesellschaften, das heißt 
AGn und GmbHs.

Steuern für natürliche Personen

Fakt ist: Für natürliche Menschen 
liegt der Spitzensteuersatz in 

Deutschland derzeit bei 42% (ohne 
Solidaritätszuschlag!), er greift ab 
einem Einkommen von 52.152 €, ab 
250.000 € kommt dann die Reichen-
steuer mit einem Steuersatz von 
45%. Für 2008 liegt Deutschland – 
einschließlich Solidaritätszuschlag 
– bei den Spitzensteuersätzen im 
europäischen Mittelfeld, sieht man 
von den Niedrigsteuersätzen der 
Staaten im Osten einmal ab.

Allerdings sagen diese Zahlen 
wenig über die tatsächliche Steuer-
zahlung aus: Der Spitzensteuersatz 
gilt nur für jeden Euro, der über 
dem Spitzeneinkommen liegt. Das 
Einkommen darunter wird mit dem 
jeweils für dieses Einkommen gülti-
gen Grenzsteuersatz besteuert.

Jemand, der ein Einkommen von 
260.000 € hat, zahlt also darauf 
im Durchschnitt nicht 45%, son-
dern nur 39,1%. Erhält die Person 
ausschließlich Dividenden, Zin-
sen oder Aktiengewinne, zahlt sie 
– unabhängig von der Höhe des 
Einkommens – ab 2009 darauf im-
mer nur einen Steuersatz von 25%. 
Zum Vergleich: In Österreich zahlt 
der Steuerpfl ichtige bei gleichem 
Einkommen 46,8%, in Schweden 
sogar rd. 52%, Deutschland ist also 
von einem Hochsteuerland weit 
entfernt.

Steuern für Kapitalgesellschaften

Was die Kapitalgesellschaften an-
geht: Die steuerliche Gesamtbelas-
tung des Steuergewinne liegt für 
Gewinne von AGs und GmbHs bei 
rd. 39%. Damit liegt Deutschland 
zwar nach der nominalen Belas-
tung in Europa an der Spitze – auf 
ähnlichem Niveau wie die USA und 
Japan. Die Aussagekraft der Höhe 
der Steuersätze ist aber wiederum 
recht gering: Entscheidend ist, auf 
welchen Gewinn diese Steuersätze 
angewendet werde.

Hier ist das Deutsche Institut für 
Wirtschaft (DIW) in einer Untersu-
chung von 2007 (DIW-Wochenbe-
richt Nr. 5/2007, S. 57 ff) zu inte-
ressanten Ergebnissen gekommen 
und hat in einer Modellrechnung 
die Steuern auf die Gewinne der Ka-
pitalgesellschaften gerechnet, die 
sich nach der volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung ergeben.

Endlich mehr Steuern!
Von Astrid Kraus, Mitglied im Kreisvorstand der LINKEN Köln

Staat Steuersatz

Dänemark 59,0 %

Schweden 56,5 %

Belgien 53,5 %

Niederlande 52,0 %

Finnland 50,7 %

Österreich 50,0 %

Slowenien 50,0 %

Frankreich 48,0 %

Deutschland 47,5 %

Italien 44,2 %

Spanien 43,0 %

Irland 41,0 %

Griechenland 40,0 %

Großbritannien 40,0 %

Portugal 40,0 %

Polen 40,0 %

Luxemburg 39,0 %

Ungarn 36,0 %

Malta 35,0 %

Zypern 30,0 %

Lettland 25,0 % FLAT

Litauen 24,0 % FLAT

Estland 21,0 % FLAT

Slowakei 19,0 % FLAT

Rumänien 16,0 % FLAT

Tschechien 15,0 % FLAT

Bulgarien 10,0 % FLAT

Spitzensteuersätze in Europa, aus: 
http://www.slc-europe.com/xist4c/
web/fl at-tax-europa_id_16181_.htm
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Die so berechneten Steuern la-
gen um rd. 100 Mrd. Euro höher 
als die tatsächlich bezahlten Kör-
perschaftsteuern! Außerdem liegen 
in Deutschland die Unternehmens-
steuern relativ zum Bruttosozial-
produkt ganz weit hinten.

Was das heißt, liegt auf der Hand: 
Für die Besteuerung dürfen Gewin-
ne klein gerechnet werden. Eine 
solch großzügige Kleinrechnung ist 
in anderen Ländern nicht möglich, 
so dass de facto die Steuerbelas-
tung in Deutschland vergleichswei-
se gering ist.

Noch kurz zu einem zweiten Mär-
chen: Das DIW hat in einer Studie 
ermittelt, dass die obersten 10% 
der Einkommensteuerbezieher 
55% der Einkommensteuern be-
zahlen. Das wird nun als ungerecht 
gebrandmarkt. Was aber gerne ver-
schwiegen wird:

Ebenfalls ermittelt wurde in die-
ser Studie, dass die tatsächliche, 
durchschnittliche Steuerbelastung 
der oberen 10% gerade mal bei 
22% liegt, also sehr weit vom Spit-
zensteuersatz entfernt. Und was 
auch nicht erwähnt wird:

Steuerbelastung auf Kapitalgesellschaften wie AGen oder GmbH in Europa, 
Quelle: KPMG.

Nicht die ungleiche Steuervertei-
lung, sondern die ungleiche Ein-
kommensverteilung, auf die Hans 
Günter Bell in dieser Ausgabe nä-
her eingeht, ist ungerecht, und da-
gegen gilt es vorzugehen!

Fazit

Wir brauchen ein grundsätzliches 
Umdenken in der Steuerdebatte: 
Das heißt: Weg von einer Diskussi-
on, in der Steuern als lästiges Übel 
zur Finanzierung eines gierigen 
und unnötigen Staatsapparates 
gegeißelt werden. Im Vordergrund 
stehen muss die Notwendigkeit ei-
nes guten und fl ächendeckenden 
öffentlichen Angebotes, zu dessen 
Finanzierung jeder nach seiner 
Leistungsfähigkeit beitragen muss.

Das heißt: Höhere Steuern für 
höhere Gewinne und Einkommen 
und entschiedene Maßnahmen zur 
Bekämpfung des internationalen 
Steuerwettbewerbs und der Steuer-
fl ucht. Wer mehr zu den Positionen 
der LINKEN wissen möchte, sei auf 
die Bundestagsdrucksache 16/8013 
verwiesen, in der die LINKE eine 
Anfrage zu den Möglichkeiten der 
Eindämmung von Steuerplanungs-
modellen gestellt hat, siehe:

http://dip21.bundestag.de/dip21/
btd/16/080/1608013.pdf

Verhältnis von Unternehmensteuern zum BIP im internationalen Vergleich, Quelle: DIW-Wochenbericht 5/2007, S. 62.
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„Da verselbständigt sich was. Ver-
brauchen könnte er ja die Millionen 
nicht. Da denkt er sich: Ackermann 
hat das Vierfache, legal komm ich da 
nicht hin. Also an der Steuer vorbei!“

Die Minister Glos (Wirtschaft) 
und Steinbrück (Finanzen) sehen 
die Glaubwürdigkeit der sozialen 
Marktwirtschaft in Gefahr. Glaub-
würdig? Sozial?

Mittlerweile sind fast 1.000 ähn-
liche Fälle anhängig. Aber es soll 
kein DAX-Manager mehr dabei 
sein. Wie beruhigend!

Letztlich fl ossen ca. 4,2 Millionen 
aus irgendwelchen BND-Töpfen an 
„einen geheimen Informanten“ für 
eine CD-Rom mit Steuersünderda-
ten aus Liechtenstein, die zurückge-
hen bis 1977 (!) – mit Zustimmung 
von Peer Steinbrück, der angeblich 
aber keine Details weiß.

Der BND informiert dann doch 
mal das Parlament irgendwann. We-
gen des Verdachts des unseriösen 
Vorgehens des Bundesnachrichten-
dienstes befasst sich mittlerweile 
schon das Parlamentarische Kont-
rollgremium (PKG) mit ihm.

Also auch ein ziemlich unange-
nehmer Beigeschmack auf der an-
deren Seite.

Attac-Aktion zur Schließung von Steueroasen, unter anderem jener in Liech-
tenstein, Foto: mediastarter/CreativeCommons BY SA 2.0 DE

Klaus Zumwinkel (64), Chef der 
Post seit 18 Jahren, gleichzeitig 
Aufsichtsratsvorsitzender der Te-
lekom, wurde von der Presse vor 
einiger Zeit eine „fast langweilige 
Seriosität“ bescheinigt. Wie lächer-
lich falsch diese Einschätzung war, 
zeigt sich nun.

Plötzlich stand dem biederen 
Boss eine kleine Armee an Steuer-
fahndern vor der Haustür. Er soll 
mit Hilfe einer unechten Liechten-
steiner Stiftung über fast 20 Jahre 
mehrere Millionen am Finanzamt 
vorbei geschleust haben.

Nach kurzer Vernehmung bei der 
zuständigen Bochumer Staatsan-
waltschaft konnte Zumwinkel dann 
erstmal wieder in Ruhe nach Hause 
fahren. Er sei ja kooperativ und lei-
te Geld wieder zurück.

Nun soll er wohl insgesamt 4 
Millionen Euro an das Finanzamt 
Köln zurückzahlen, Zinsen und 
Geldstrafe schon inklusive.

Warum das?

Da der Post-Boss schon legal Mil-
lionen verdiente, fragt man sich, 
warum er so was nötig hatte. Der 
Schauspieler und Kabarettist Jo-
chen Busse hat das schön um-
schrieben:

Zumwinkel + die Millionen!
Von Thorsten Poremba

Ich komme gleich zur Sache: Seit 
geraumer Zeit frage ich mich, in 
welchem Zustand Die LINKE in 
Köln sich befi ndet. Mit Sorge be-
obachte ich unsägliche Tendenzen, 
die ich im Folgenden beispielhaft 
darlegen möchte:

Erstens: Am 15. Dezember 2007 
nahm ich an einem Seminar zur 
Grundlagenschulung im Bürger-
haus Stollwerk teil, das von der Par-
tei organisiert wurde. Inhalte der 
Schulung waren drei Module zum 
Thema „Öffentlich investieren statt 
privatisieren“.

Schon während des ersten Mo-
duls mit dem Titel „Warum ist 
öffentlich wichtig?“ habe mich ge-
fühlt, als wäre ich in einer Kader-
schulung der SED und steige der 
alte Karl Marx gleich aus seinem 
Grab und verkünde den Anfang der 
kommunistischen Revolution. War-
um war mir so?

Nun, Form und Darstellung des 
Vortrages der beiden Referenten 
erinnerten mich sehr stark an die 
sogenannte „methodische Dialek-
tik“ der Philosophie von Karl Marx. 
Mensch Leute, Marx lebt schon lan-
ge nicht mehr, und seine Theorie ist 
in der Praxis gescheitert!

Zweitens: Dann kam im Januar 
2008 der unsägliche Beschluss des 
Landesvorstandes zu Aktionsvor-
schlägen zum Thema „Hartz IV“. 
Der Landesvorstand wollte doch 
tatsächlich eine Busfahrt (Butter-
fahrt) zu den Wohnorten der Rei-
chen organisieren. Was sollte damit 
erreicht werden?

Meines Erachtens doch nur ei-
nes, nämlich das öffentliche An-
prangern von reichen Menschen 
und das Schüren von Neid, frei 
nach dem Motto „Schaut Euch die 
Reichen an, Ihr armen Säcke – die 
sind Schuld an Eurer Misere!“ Was 
für eine unsägliche und schwach-
sinnige Idee!

Zustand der 
Partei!
Oder: Wie wir uns
lächerlich machen

Von Jörg Gauder
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Hat der Landensvorstand denn 
noch nie davon gehört, dass Neid 
der Bruder des Hasses ist und dass 
Hass unwillkürlich die Bereitschaft 
zum Töten relativiert? Die Erklärung 
von Reichtum und Armut ist aber 
wesentlich komplexer und bedarf 
einer genauen gesellschaftlichen 
Bestandsaufnahme und Analyse 
und keiner – unrefl ektierten – Neid-
debatte.

Drittens: Als nächstes Beispiel 
nenne ich den Antrag an die Mit-
gliederversammlung zum Thema 
„Managergehälter“, der in der letz-
ten Ausgabe der „LinkeZeiten“ ab-
gedruckt ist.

Da fordern die AutorInnen neben 
der Kritik an der Höhe von Mana-
gergehälter – die ich ausdrücklich 
unterstütze – die Einbeziehung der 
Einkommen von Unternehmern in 
inhabergeführten Personengesell-
schaften.

Zitat: „Wir teilen die Kritik an der 
Höhe von Managergehältern. Im 
Kern greift sie jedoch zu kurz. In die 
Diskussion einzubeziehen sind auch 
die Einkommen von Unternehmen 

in inhabergeführten Personengesell-
schaften und Einzelunternehmen ...“ 
Und weiter heißt es: „Auch sollte 
nicht aus den Augen verloren werden, 
dass mancher Freiberufl er, Sportler 
und Künstler Einkommen in astrono-
mischer Höhe verdient.“

Hallo aufwachen, die meisten 
inhabergeführten Personengesell-
schaften sind Klein- und Kleinst-
unternehmen (HandwerkerInnen, 
Lebensmittelläden, Bäckereien, 
Fahrschulen, sonstige Dienstleiste-
rInnen etc.) mit 1-5 Beschäftigten. 
Denen sollen die Gehälter gede-
ckelt und verboten werden, Geld zu 
verdienen? Wie weit soll der Eingriff 
in die individuelle Selbstverantwor-
tung eigentlich unter dem Deck-
mantel der „sozialen Gerechtigkeit“ 
gehen? Das kann doch nicht Ernst 
gemeint sein, oder doch!?

Viertens: Als letztes Beispiel 
möchte ich das Verfahren zur Neu-
besetzung der sachkundigen Ein-
wohnerInnen ansprechen. Hier hat 
die Ratsfraktion die Parteimitglieder 
bei der Festlegung der sachkundi-
gen EinwohnerInnen einfach über-

gangen. So bin ich im Vorfeld nicht 
rechtzeitig informiert worden. Ich 
als Mitglied möchte aber im Vor-
feld, das heißt zeitnah, informiert 
werden, um mir meine Meinung zu 
bilden. Was für ein krudes Demo-
kratieverständnis pfl egen eigentlich 
die Mitglieder der Ratsfraktion?

Schlussfolgerungen

Diese erlebten Beispiele haben 
mich zum kritischen Nachdenken 
über die internen Gepfl ogenheiten 
der Partei gebracht. Ich frage mich 
in der Tat, ob mir diese Partei ein 
politisches Zuhause geben kann. 
Ich bin nun einmal lediglich ein So-
zialreformer und weder Alt-68iger, 
noch DKPler, noch Sponti, noch 
Neider oder romantischer Weltver-
besserer!

Vielleicht geht es ja anderen 
Mitgliedern ähnlich wie mir. Dann 
sollten wir uns bemerkbar machen, 
damit diese Partei eine wirkliche 
Chance bekommt und nicht von 
dogmatisch-ideologischen Mitglie-
dern für ihre Zwecke instrumenta-
lisiert wird.

Der Mittwochskreis hat jüngst der 
Fraktion nach einigen Rücktritten 
neue sachkundige Einwohner vor-
geschlagen. Dieses Verfahren war 
seit Fraktionsgründung durch die 
beteiligten Parteien L.PDS, WASG 
und GgS vereinbart und wurde Be-
standteil des Koalitionsvertrages. 
Der Rat der Stadt hat die Vorge-
schlagenen dann auf Antrag  der 
Fraktion der LINKEN bestätigt.

Darüber hinaus hatte die vorma-
lige WASG Vorstandsmitglieder in 
den Mittwochskreis delegiert. Sie 
sollten den Kontakt zur Partei hal-
ten, diese informieren und die Po-
sitionen der WASG in die Fraktion 
einbringen.

Die WASG hatte die ihr zuste-
henden Posten parteiintern ausge-
schrieben und die Bewerber an den 
Mittwochskreis weitergeleitet, der 
diese dann bestätigt hat.

Ich habe das Eröffnungsreferat des 
Workshops „Warum ist öffentlich 
wichtig“ gehalten. Anschließend 
wurde intensiv, kontrovers, soli-
darisch diskutiert. Mit einer „Ka-
derschulung der SED“ hatte dies 
nichts zu tun.

Karl Marx wurde in der Tat auch 
erwähnt – doch ist das schlimm? 
Wohl kaum. Marx ist einer der ge-
nialsten Köpfe des 19. Jahrhunderts 
gewesen. Dessen theoretischen Er-
kenntnisse neben anderen auch zu 
nutzen, ist sehr bereichernd.

Und so hat der Workshop sich 
mit mehreren staatstheoretischen 
Ansätzen beschäftigt: mit Weber, 
Paschukanis, Abendroth, Gramsci, 
Poulantzas, Hirsch – und eben 
auch mit Marx.

Die LINKE ist plural und hat 
Platz für MarxistInnen wie auch für 
Nicht-MarxistInnen. Die Debatte 

Zwei Kurzerwiderungen auf den Artikel 
„Zustand der Partei!“
Von Martin Nees Von Alex Recht

Treffen des Projekts 
„Mitgliederwerbung“

Vorbereitung der Aktionen am 01. Mai
Do., 10. April 2008, 19:30 Uhr, wahrsch. 
LINKES KV-Parteibüro, Metzer Str. 24.

Workshop zu Aktionsformen mit
einem professionellen Trainer
Sa., 12. April 2008, 11:00 - 16:00 Uhr, 
Alte Feuerwache, Melchiorstr. 3.

Neumitgliederseminar
Sa., 26. April 2008, 11:00 - 16:00 Uhr, 
LINKES KV-Parteibüro, Metzer Str. 24.

um die richtige Theorie und Praxis 
muss solidarisch geführt werden.

Andere mit dem Etikett „dog-
matisch“ zu versehen, weil deren 
Denken und Handeln dem eigenen 
Ansatz nicht entsprechen, ist nicht 
hilfreich und führt nicht weiter.
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Weitere Termine
LISA-VA zum kurdischen Neujahrsfest
Do, 03.04.08, 18:00 Uhr,
Parteibüro, Metzer Str. 24.

Stadtbegehung des OV Porz in Fi‘berg
Do., 03.04.08, 16:30 Uhr,
Finkenberg-Büro, K.-Adenauer-Str. 45

MV des OV Porz
Do., 03.04.08, 19:30 Uhr,
BZ Finkenberg, Stresemannstr. 6a

AK „Stadtentwicklung“
Di., 08.04.08, 16:30 Uhr,
Ratsfraktionssaal, Gülichplatz 3.

MV des OV Nord
Di., 08.04.08, 19:00 Uhr,
BZ Altenberger Hof, Mauenh. Str. 92.

MV des OV Lindenthal
Di., 08.04.08, 19:30 Uhr,
ASB Köln e.V. Sülzburgstraße 146.

AK „Jugend und Schule“
Do., 10.04.08, 18:00 Uhr,
Ratsfraktionssaal, Gülichplatz 3.

MV des OV Innenstadt/Rodenkirchen
Mo., 14.04.08, 19:30 Uhr,
DIDF-Büro, Mechtildisstr. 7.

LISA-Treffen
Mo, 14.04.08, 18:30 Uhr,
Parteibüro, Metzer Str. 24.

RLC Köln: „Ende des Kapitalismus III“
Di., 15.04.08, 19:30 Uhr,
Friedensbild.werk, Am Rinkenpfuhl 31.

Frauenfrühstück von LISA Köln
Sa., 26.04.08, 12:00 – 15:00 Uhr,
Parteibüro, Metzer Str. 24.

AK „Kunst, Kultur, Medien“
Di., 29.04.08, 19:00 Uhr,
Alte F’wache, Branddir., Melchiorstr. 3.

AK „Stadtentwicklung“
Di., 06.05.08, 16:30 Uhr,
Ratsfraktionssaal, Gülichplatz 3.

MV des OV Nord
Di., 13.05.08, 19:00 Uhr,
Rath. Chorweiler, Saal 1, Pariser Pl. 1.

Vor geraumer Zeit kam mir aus 
berufl ichen Gründen (ich bin Pro-
jektmanager für Beschäftigungsför-
derung der Kreisverwaltung Düren) 
ein Artikel mit dem Titel „Arm trotz 
Vollzeitarbeit?“ (Nr. 01/2008) im In-
foblatt der Vereinigten Industriever-
bände von Düren e.V. in die Hände. 
Der Titel des Artikels schien mir 
auf den ersten Blick relativ unver-
fänglich, auf den zweiten Blick aber 
nicht mehr! Der Zündstoff meiner 
Erregung war folgender Satz:

„(E)ine gleiche Vollzeittätigkeit bei 
gleichem Lohn sichert einem Jung-
gesellen die Existenz, einem Famili-
envater aber nicht; deshalb ist er auf 
staatliche Unter stützungsleistungen 
angewiesen.“

Was hier erst einmal sozial und 
verantwortungsvoll klingt, bedeutet 
im Kern, dass dem Unternehmens-
verband Düren e.V. die Lohnkosten 
zu hoch sind und er eine Auswei-

tung des Niedriglohnsektors for-
dert. Hierzu möchte ich kurz meine 
Meinung äußern:

Jobs im Niedriglohn-Sektor sind 
vor allem ortsgebundene Dienst-
leistungen, die nicht ins Ausland 
verlagert werden können. Im EU-
Vergleich sind die Lohnstückkosten 
in Deutschland in den letzten zehn 
Jahren gesunken. Vor allem bei 
Dienstleistungen sind die Lohnkos-
ten auffällig niedrig.

Dass wirksame Mindestlöhne 
bis zu einer gewissen Höhe keine 
negativen Beschäftigungseffekte 
hervorrufen, ist unter Ökonomen 
inzwi schen die deutliche Mehr-
heitsmeinung – außer in Deutsch-
land.

Die Armutslöhne, die ein gesetz-
licher Mindestlohn verhindern will, 
sind vielmehr das Ergebnis eines 
Überange bots an Arbeitskraft, des 
sich daraus ergebenen Lohndum-
pings und des unsinnigen Wettbe-
werbs um die niedrigsten Preise. 

Gerade in ostdeutschen Regio-
nen werden mittlerweile Tarifstun-

denlöhne von vier Euro und we-
niger gezahlt, ohne dass dort die 
Arbeitslosenquote zurückgegangen 
ist. Ein weiteres Absenken der Löh-
ne hat allein die Schwächung der 
Kaufkraft und damit eine weiter 
abnehmende Binnennachfrage zur 
Folge. Das würde die Konjunktur 
abbremsen und somit einen wei-
teren Abbau der Arbeitslosigkeit 
verhindern. Das derzeitig robuste 
Wirtschaftswachstum muss mittels 
erhöhter Lohnzahlungen auch bei 
den Beschäftigten ankommen.

Noch eine Anmerkung: Ein Min-
destlohn von 7,50 Euro liegt unter 
dem Niveau der Mindestlöhne in 
vergleichbaren EU-Ländern, wo kei-
ne Jobs verloren gegangen sind.

Der gesetzliche Mindestlohn ver-
hindert Lohnarmut, schafft mehr 
Nachfrage, Zuversicht und damit 
auch neue Jobs. Es geht also nicht 
um eine weitere Absenkung der 
Löhne und Gehälter, sondern um 
Lohn- und Gehaltserhöhungen, da-
mit eine Familie mit Kindern keine 
stattlichen Leistungen in Anspruch 
nehmen muss, um über die Run-
den zu kommen. Dies bedeutet, 
dass Arbeitgeber die Wahrneh-
mung sozialer Verantwortung wie-
der als Standortvorteil begreifen. 
Diese Einsicht wünsche ich auch 
den Vereinigten Industrieverbän-
den von Düren!

Vereinigte Industrieverbände von Düren 
e.V. entziehen sich sozialer Verantwortung
Von Jörg Gauder


